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Der Ausgang von Kriegen hat in aller Regel erhebliche Auswir-
kungen auf Nationen, Staaten und Gesellschaften. Dies gilt
insbesonderedann, wenn er zu tiefgreifenden Umgestaltungen
der Staatsstruktur und des Staatensystems führt, wie dies bei
jenenKriegen der Fall war, die wichtige Stationen in dem zur
Reichsgründung 1871 führenden Prozeß darstellen. Man hat
später den Deutsch-Dänischen, den Deutschen und den
Deutsch-Französischen Krieg als „Reichseinigungskriege" be-
zeichnet, was in anfechtbarer Weise eine Zielgerichtetheit des
Geschehens unterstellt,zugleich aber kennzeichnend ist für die
deutscheInterpretationdieser Kriege.

Hier interessiert aus demokratiegeschichtlicher und verglei-
chender Perspektive die Frage, in welcher Weisediese außenpo-
litischen kriegerischen Ereignisse, die konstitutiv für die Bis-
marcksche Reichsgründung „von oben" waren, die deutsche
Entwicklungbeeinflußt haben.

Der Deutsch-Dänischeund der Deutsche Krieg fanden in ei-
ner Zeit statt, inder sichinDeutschlandverschiedeneProbleme
überlagerten. 1. die Frage der Einheitsbildung (die National-
staatsgründung), 2. das Streben der Gesellschaft, insbesondere
des Bürgertums, nach politischer Partizipation und die Frage
einer zeitgemäßen Verfassungsordnung,3. dierapide Industria-
lisierungunddie soziale Frage, 4. diepolitische Rolle der Deut-
schen und der deutschen Staaten im europäischen Staatensy-
stem. Es läßt sich mithin von einer „Kumulation von Proble-
men" sprechenl.Keine Frage: Die verschiedenen Probleme ha-
ben sich verknüpft und gegenseitigbeeinflußt. „Lösungen"auf
der Ebene der Einheitsbildung konntendementsprechend nicht
ohne Wirkung auf die andere Ebene, die der demokratischen
Entwicklung,bleiben.

Über den „deutschen Sonderweg" ist viel diskutiert worden.2
Neuerdings ist er mit dem Argument, daß es keinen „Normal-
weg" gebeund dieser insbesonderenicht im englischenFall ge-
geben sei, angefochten worden. Inder Tat ist die deutscheEnt-
wicklungnicht selten an einem stark typisierten, historisch an-
fechtbaren Bild der englischen Entwicklung gemessen worden.
Auch sinddie sozialgeschichtlichen Unterschiede,etwa imHin-
blick auf das Verhältnis zwischen Adel undBürgertum nicht so
eindeutig, wie manchmal angenommen worden ist.Und doch
sind Spezifika der deutschenpolitisch-kulturellen Entwicklung,
etwa der vielfach gehemmte Prozeß der Herausbildung eines
bürgerlichen Selbstbewußtseins im politischen Raum, die ge-
sellschaftliche Modernisierungim Gehäuse des Obrigkeitsstaa-
tes bei zersplitterter politischer Kultur und Dominanz traditio-
neller gesellschaftlicher Werte und Leitbilder oder auch die
Herausbildung eines antidemokratischen Nationalismus nicht
zu übersehen. Und auch dann, wenn man die deutsche Ge-
schichte nicht als Pappelallee sieht,die schnurgerade zum Jahr
1933 führt, bleibt dochdieNS-Zeit als einSpezifikum der deut-
schen Geschichte, von dem keine historische Betrachtung des
19. Jahrhunderts völlig abstrahieren kann, so unbestreitbar
auch die eigentliche Inkubationsphase des Dritten Reiches in
der Zeit nachdem ErstenWeltkrieg liegt.

1Peter Graf Kielmansegg: Nachden-
ken über Deutschland. Stuttgart 1980.
S.lBO.
2 Zur Diskussion über den „deutschen
Sonderweg" siehe: Bernd Faulenbach:
„Deutscher Sonderweg". Zur Ge-
schichte und Problematik einer zentra-
len Kategoriedes deutschen geschicht-
lichen Bewußtseins. In: Aus Politik u.
Zeitgeschichte, Bd. 33, 1981, S. 3-21;
Helga Grebing: Der „deutsche Son-
derweg" in Europa. 1806-1945. Eine
Kritik. Stuttgart, Berlin, Köln 1986;
Bernd Faulenbach: Eine Variante eu-
ropäischer Normalität? Zur neuesten
deutschen Geschichte über den„deut-
schen Weg" im 19. und 20. Jahrhun-
dert. In: Tel Aviver Jahrbuch für deut-
sche Geschichte 16, 1987, 5.285-309.
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Inwieweit haben die deutschen Schwierigkeiten bei der Her-
ausbildung einer offenen,demokratischenpolitischen Kulturin
der Zeit der Reichsgründung, im Deutsch-Dänischenund im
DeutschenKrieg ihrenUrsprung?

I Beide in einem engen Zusammenhang stehenden Kriege waren
wichtige Ereignisse der deutschen Nationalgeschichte. Der
Deutsch-Dänische Krieg war zwar in mancher Hinsicht noch
ein „Kabinettskrieg", dochbesaß erunverkennbar nationalpoli-
tische Implikationen und endete aus der Sicht der deutschen
Nationalbewegung mit einem Erfolg, um den man 1848 und
1850 aufrevolutionärem Weg vergeblichgerungenhatte.Ergeb-
nis wardie Lösungder Eibherzogtümer vonDänemark undder
dänischen Krone, wobei für die Grenzziehung das nationale
Selbstbestimmungsrecht nicht maßgeblich war und auch im
Frieden von Wien, der denDeutsch-DänischenKrieg beendete,
eine Schutzklausel für die dänische Minderheit fehlte. Vom
Standpunkt der deutschen Nationalbewegungaus gesehen ein
positives Ergebnis, zumal sich in den letztenMonaten des Jah-
res 1864 annexionistische Strömungenausgebreitet hatten. Be-
deutsam ist, daß der mit einem Sieg Preußens und Österreichs
endendeKrieg auf dem Hintergrundeiner schweren innenpoli-
tischenKonfliktsituationinPreußen geführt wurde,inder sich
Krone und Regierung auf der einen Seite und die liberale
Mehrheit des Abgeordnetenhauses auf der anderen Seite ge-
genüberstanden. Dieser Heeres-und Verfassungskonfliktkonn-
te von den Erfolgen des Ministerpräsidenten Bismarck in der
Schleswig-Holstein-Fragenicht unberührt bleiben.

Es war der Streit um das zunächst imKondominium, dann
unter Aufteilung zwischen beiden Ländern verwaltete Schles-
wig-Holstein, der nicht nur die Einheitsbewegungpolarisierte,
sondern auch den Anlaß für den Deutschen Krieg zwischen
Preußen und Österreich undihren Verbündeten bildete, in dem
es umdieFrage der VorherrschaftinDeutschlandunddamit im
Hinblick auf die Nationalstaatsbildung auch um die schon
1848 heftig umstrittene Frage „Großdeutsch-Kleindeutsch"
ging. Preußen siegte bei Königgrätz, was tiefgreifende Konse-
quenzenfür die deutscheEntwicklunghatte:DieFrage der He-
gemonie inDeutschland war damit zu Gunsten Preußens ent-
schieden, Österreich ging künftig eigene Wege; der Deutsche
Bund wurde aufgelöst, der Norddeutsche Bund geschaffen;
Preußen annektierte Schleswig-Holstein, aber auch Hannover,
Hessen-Kassel und Frankfurt, womit es der weitaus größte
deutscheEinzelstaat wurde, einfür vieleZeitgenossenschockie-
render Vorgang.DieUmwälzung war so weitgehend, daß — et-
wa von Bluntschli —

von der „deutschenRevolution" gespro-
chen wurde3. —Zu den Besiegten von 1866 gehörteauch die
großdeutsch-demokratische Bewegung, die während des Krie-
ges die Mobilisierung der Volksmassen gegen Preußen gefor-
dert hatte. Die preußischen Liberalen sahen sich gezwungen,
Bismarck „Indemnität"4 zu gewähren; nur ein Teil verharrte in
Opposition zu dessen Außenpolitik, die so offensichtlich er-
folgreich war und die dann wenige Jahre später nach dem

3 J. K. Bluntschli: Die Neugestaltung
vonDeutschland undder Schweiz. Zü-
rich 1967.Siehe Karl-GeorgFaber: Die
nationalpolitischePublizistik von 1866
bis 1871. 2Bde.Düsseldorf 1963.
4 Indemnität ist die nachträgliche par-
lamentarische Billigung einer von der
Regierung in Notlagen begangenen
Rechtswidrigkeit. (Die Red.)

Abbildung rechte Seite:
Das Ergebnis der Kriege von 1864/
1866: Preußen annektiert Schleswig-
Holstein. — Die beiden Herzogtümer
werdenper Verordnung 1867 zurpreu-

ßischen Provinz erklärt. Die preu-
ßisch-dänische Grenze im Norden lag
somit an der Königsau bei Hadersle-
benimheutigenDänemark. — RS
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Deutsch-Französischen Krieg auch zur Gründung des deut-
schenKaiserreichs führen sollte.

Die Bismarcksche Politik war dadurch gekennzeichnet, daß
sie die Probleme durch Machtpolitik löste, sich aber zuneh-
mend auch um eine Verbindungmit der Nationalbewegung, in
der es schon seit dem Vormärz, verstärkt seit 1848, eine preu-
ßisch-kleindeutsche Richtung gegeben hatte, bemühte. Die Er-
folge dieser Politik mußten sichauf dieparteipolitische undpo-
litisch-kulturelleEntwicklunginDeutschlandauswirken.

II Der Ausgangder Kriege1864und 1866unddieReichsgründung
„von oben" habendie weiterepolitische Orientierung des deut-
schen Bürgertums geprägt und die liberalen und demokrati-
schenParteienneu formiert.

Zu den Verlierern von 1866 gehörtedie großdeutsch-demo-
kratisch-antipreußische Bewegung, die Schwerpunkte in Teilen
des süddeutschen Liberalismus und inSachsenhatteund zuder
auch die Schleswig-Holstein-Vereine zu rechnen waren. Diebe-
reits durchden Ausgang der 48er Revolution geschwächtebür-
gerliche Demokratie erfuhr 1866 eine weitere Niederlage, als
Teil der großdeutschen Bewegungund als Teil der Opposition
im Verfassungskonflikt.Die relative Schwäche der bürgerlichen
Demokratie in Deutschland, im Kaiserreich und darüber hin-
aus, hat indiesenEreignissen eine ihrer Ursachen.

Kern der demokratischen Opposition im Kaiserreich wurde
angesichtsder relativen Schwäche der bürgerlichen Demokratie
die sozialdemokratische Arbeiterbewegung, die stets beides
war: soziale Emanzipationsbewegung und politische Reform-
bewegung. Die Kontinuität der antipreußisch-demokratischen
Bewegung in der Sozialdemokratie repräsentieren u.a. Bebel
und Liebknecht. Die insgesamt gesehen untergeordnete Rolle
der bürgerlichen Demokratie und die damit inZusammenhang
stehende Doppelrolle der Sozialdemokratie, die rasch zum
„Reichsfeind" erklärt wurde, ist ein wesentliches Kennzeichen
der weiterendemokratischenEntwicklung inDeutschland.

Auch für denLiberalismus wurde 1866 zum Schicksalsjahr.
Schon nach dem Friedensschluß 1864 begann das Lager des
Bismarckgegner zu bröckeln.Prominente Historiker wie Hein-
rich von Sybel und Theodor Mommsen begannensich jetzt zur
Politik Bismarcks zu bekennen. Verstärkt aber fand Bismarck
nach dem Deutschen Krieg Zustimmungbei denLiberalen. Im
Heeres- und Verfassungskonflikt setzte sich faktisch Bismarck
durch,obwohl es sich bei der Gewährung der Indemnität eher
um einen Kompromiß handelte und die These einer Kapitula-
tion des Liberalismus vor Bismarck doch wohl zu weit geht5.
Die Liberalen spalteten sich — ein Vorgang von erheblicher
Tragweite, der im Kaiserreich und in der Weimarer Republik
nicht revidiert wurde. Während die schrumpfendeFortschritts-
partei in ihrer Opposition verharrte, erkannten die Nationalli-
beralen die Machtrealitäten an und gingen ein Bündnis mit
Bismarck, und damit mit wichtigenTeilender alten Eliten,ein.
Zweifellos rangierte beieinemTeil der LiberalendieEinheit vor
der Freiheit,auch hatten liberale Theoretiker,wie der Kreis um

5 vgl. Thomas Nipperdey: Deutsche
Geschichte 1800-1866. Bürgerwelt und
starker Staat.München 1983, 5.799ff.
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diepreußischen Jahrbücher, Freiheit immer im Staat, nicht ge-
gen den Staat realisieren wollen; nicht zuletzt sprachen soziale
Interessen für das Zusammengehen mit Bismarck. Die Akzent-
verschiebung vonFreiheit undRecht auf Einheit,Ordnung und
Macht ist nicht zu verkennen, die Gefahr der Korrumpierung
durch Anpassung an Bismarcks Machtpolitik nicht zu überse-
hen. Gewiß wurden die Liberalen Bismarcks parteipolitischer
Partner in der Reichsgründungszeit. Doch ist nicht zu verken-
nen, daß die Liberalen inPreußen und im Reich während des
19. Jahrhunderts niemals regierende Partei wurden. Und mit
demLiberalismus verlor das deutsche Bürgertum einenTeil sei-
nes politischen Selbstvertrauens;sein Anspruch auf politische
Herrschaft schwächte sich ab.

IIIAuchimnachmärzlichenLiberalismus hatteinDeutschland die
elementare Gegnerschaft zwischen liberalem Bürgertum und
Adel vorgeherrscht; sie fand ihren Ausdruck in den Parlamen-
ten, in den bürgerlichen Zeitschriften wie der „Gartenlaube",
aber auchim Alltagsverhalten.Diese Gegnerschaft wurdeunter
demEindruck der Ereignisse von 1866 bis 1871 nicht nur abge-
baut, vielmehr erhielten Adel und alte Eliten sogar ein neues
AnsehenimBürgertum.

Ineindrucksvoller Weise wird diese Veränderung der bürger-
lichen Weltsicht sichtbar in Hermann Baumgartens Buch „Der
deutscheLiberalismus. EineSelbstkritik"aus dem Jahre 18666.
Baumgarten — einst begeisterter 48er — bezeichnete den Adel
als den „eigentlichpolitischen Stand'1. Zwar habe sich das Bür-
gertum in allen modernen Staaten zu hoher wirtschaftlicher
Bedeutung entwickelt, auch sei es als wissenschaftliche und
technische Intelligenz führend, weshalb man bürgerlichen Kräf-
ten politischen Einfluß habe einräumen müssen. Doch zur ei-
gentlichenpolitischen Aktion sei es weniggeeignet: „... dieNa-
tur seiner gesellschaftlichen Stellung, die Wirkung seiner Be-
rufstätigkeit auf Lebensgewohnheiten und Charakterformen
und Gedankenrichtungen werden den bürgerlichen Mann nur
in seltenen Fällen befähigen, in großen politischen Geschäften
mit Erfolg zu arbeiten." Baumgarten kommt zum Ergebnis:
„Wenn nun aber bedeutendepolitische Leistungennur erwartet
werden können von Männern, welche die Politik zu ihrem Le-
bensberuf gemacht haben, und wenn dem Bürgertum die ei-
gentlichepolitischeKarriere fernliegt, so ergibt sich daraus von
selber, wie unerläßlich jedem Volk die Beihilfe des Adels ist,
wenn es große politische Aufgaben lösen will ..."7 Hier wurde
diepolitische Führungsrolle der altenSchichtenanerkannt.

MitReinhard Rürup läßt sich sagen, daß in den 60er Jahren
auch der dritte Anlauf zu einer bürgerlichen Revolution —
nach den preußischen Reformen und der Revolution 1848 —
steckenblieb, jedenfalls auf der politischen Ebene8. Das Aus-
bleiben einer erfolgreichen bürgerlichen Revolution ist dabei
schon von den Zeitgenossen als Kennzeichen und Vorzug der
deutschen Entwicklung betrachtet worden. Der Historiker
Heinrich von Treitschke sah in denEreignissen schon 1866 die
Bestätigung der Erfahrung, „daß die großen Staatsumwälzun-

6 Hermann Baumgarten: Der deutsche
Liberalismus. Eine Selbstkritik. Hrsg.
u. eingeleitet von Adolf M. Birke,
Frankfurt, Berlin,Wien 1974.
7 Ebd.,S.42ff.
s ReinhardRürup: Deutschland im 19.
Jahrhundert 1815-1871. Göttingen
1984, S.l6ff., 232f.
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gen gesitteter Nationen sich nicht mehr durch die Straßen-
schlachten glorreicher Revolutionen, sondern durch geordnete
militärische Mächte vollziehen"9. 1870 schrieb er unter dem
Eindruck der ersten Waffenerfolge: „Diedeutsche Revolution
bleibt ihrem Charakter treu, sie vollbringt ihre entscheidenden
Schläge durch kriegerische Kräfte unter der tatsächlichenDik-
tatur der Krone Preußens. Der öffentlichenMeinung verbleibt
dabei nur eine bescheidene Mitwirkung."10 Hier sind bereits
Ansätzeeiner Ideologisierungdes „deutschenWeges" erkennbar.

Auch in anderen europäischen Ländern hat das Bürgertum
zu dieser Zeit nicht alleine geherrscht.11 Doch spezifisch für die
deutscheEntwicklung war der teilweise Machtverzicht des sich
zunehmend differenzierenden Bürgertums, der durch das Ver-
fassungssystem erleichtert wurde.

Ergebnis der als „Revolutionvon oben" bezeichneten Ereig-
nisreihen war das Kaiserreich mit seiner spezifischen monar-
chisch-konstitutionellen Verfassungsstruktur, die zu keiner
Neuverteilung der Macht führte. Die überaus komplizierte
Struktur verknüpfte traditionale monarchische, föderalistische
und demokratische (allg. Wahlrecht) Komponenten in einer
Weise, die das Übergewicht gouvernementaler Faktorengegen-
über dem auf der Basis des gleichen Wahlrechts gewähltenPar-
laments sicherstellte und Preußen mit seiner spezifischen
Struktur eine Schlüsselfunktion zuwies. Der auf einen starken
Staatsapparat gegründete Staat blieb der Gesellschaft über-
geordnetundermöglichtedemMilitär eine gegenüber demPar-
lament weitgehend unabhängige Stellung. Zu einer wirklichen
Parlamentarisierung der Regierungsweise kam es im Kaiser-
reich nicht. Die alten Eliten, an die sich wesentliche Teile des
Bürgertums anlehnten, behielten eine Schlüsselstellung. Karl
Marx charakterisierte das Reich gewiß überspitzt, aber nicht
ganz unzutreffend,als einenmit ,Jeudalem Besitz vermischten
und zugleich schon von der Bourgeoisie beeinflußten, bürokra-
tisch gezimmerten, polizeilich gehüteten Militärdespotismus"12.

9 Heinrich von Treitschke: Politische
Correspondenz. In: Preußische Jahr-
bücher 18, 1866,5.93-107.
10 Ders.: Friedenshoffnungen. In:
Zehn Jahre deutsche Kämpfe. 2. Aufl.
Berlin 1879, 5.328-340,hier 5.329.
11 Vgl. Helga Grebing: Der „deutsche
Sonderweg" in Europa, S.6ff.; Bernd
Faulenbach: Deutsche Geschichte im
19. Jahrhundert. Zu neueren Gesamt-
darstellungen und Interpretationen.
In: Archiv für Sozialgeschichte 27,
1987, 5.499-528, insbes. S.sl9ff.
12 Karl Marx: Kritik des Gothaer Pro-
gramms (1875). In:Marx-Engels Werke
19,Berlin 1962,5.29.

IV Tiefgreifend geprägt wurdedurchdieKriegevon 1864, 1866und
1870/71 und die damit verbundene Reichsgründung die deut-
sche politische Kultur. Diesbetrifft sowohl die vorherrschende
politische Philosophie als auch die politisch-kulturellen Leit-
bilder breiter Bevölkerungsschichten, insbesondere des deut-
schenBürgertums.

Am30. September 1862 hatteBismarck vor der Budgetkom-
mission des preußischen Landtags erklärt: „NichtaufPreußens
Liberalismus sieht Preußen, sondern aufseine Macht ... Nicht
durchReden undMajoritätsbeschlüsse werden die großen Fra-
gen der Zeit entschieden — das ist der große Fehler von 1848
und1849 gewesen — sondern durchEisen undBlut."13 Die Äu-
ßerung Bismarcks rief damals Unverständnis,Befremden, Em-
pörunghervor. Von der Gemeinheit und Lächerlichkeit des
„flachen Junkers" sprach etwa Heinrich von Treitschke, der
bald darauf zum leidenschaftlichen Verteidiger Bismarcks und
seinerMachtpolitik werdensollte14.

DieErfolge von 1864, 1866und 1870 schienendie Überlegen-

13 Otto vonBismarck vorder Budget-
kommission des preußischen Ab-
geordnetenhauses. In: Ders.: Gesam-
melteWerke, Bd. 10,Berlin1928,5.139f.
14 Heinrich von Treitschke: Briefe. Bd.
2, Leipzig 1918, 5.238 (Brief an W.
Nokk 29. 30.9.1862).
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heit der Realpolitik über die Idealpolitik zu beweisen. Theore-
tisch war die Realpolitik schon in den50er Jahren, insbesonde-
re durch von Rochaus Buch 1853 15, begründet worden, wobei
die „innereErschöpfung der geistigen Gehalte des deutschen
Idealismus, dessen Gedankengut in verflachter unddenaturier-
ter Form freilich noch weitgehenddaspopuläre Vokabular be-
herrschteI', den geistesgeschichtlichen und die Niederlage der
revolutionärenBewegung1848/ 49 denpolitischen Hintergrund
für die Herausbildung des Konzeptes der Realpolitik bildet'6.
Rochau ließ 1869 dem ersten Band seiner „Grundsätze der
Realpolitik" einen zweiten folgen, in dem die Neugestaltung
Deutschlands durch Preußen als ein notwendiger Vorgang (als
„Naturgesetz") betrachtet wurde, der sich der Beurteilungnach
denKriterien individueller Moral entziehe17. Schon 1866 hatte
Rochauineinem Artikel gemeint: „... derErfolg istder Urteils-
spruch der Geschichte, des Weltgerichts, der höchsten Instanz,
vor der eskeine Appellation inmenschlichenDingengibt."'8

In der Folgezeit wurde die „Realpolitik" im deutschen Bür-
gertum, nicht zuletzt auch von seinen Historikern,zum Maß-
stab der Politik erhoben. Man begann die Darwinsche Lehre
auf diePolitik anzuwenden und neigte dazu, die Berechtigung
politischer Kräfte an ihrer Vitalität zu messen: „Realpolitik"
wurde zur Ideologie. Der vom Reichsgründungsprozeß her ge-
prägte Begriff der Realpolitik, der denhistorischenFortschritt
der Nationalstaatsbildung nicht durch Parlamentsbeschlüsse,
sonderndurch Eisenund Blut erreicht sah, enthielt eine impli-
zit antiparlamentarische Tendenz für die Innenpolitik und die
Tendenzder Mißachtung von Rechtstatbeständen inder äuße-
ren Politik (man denke an die preußischen Annexionen). Ver-
bunden mit diesem Politikbegriff war die Überordnung der
Außenpolitik über die Innenpolitik, die in der Lehre vom Pri-
mat der Außenpolitk ihren Ausdruck fand19.Es galt demnach,
die innere Struktur auf eine wehrhafte handlungsfähige Au-
ßenpolitik, auf äußere Machtbehauptungauszurichten,was in
der Regelals Begründung autoritärer Verfassungsmodelle dien-
te, freilich eine pseudodemokratische Fundierung der Politik
keineswegsausschließen mußte. Auf jedenFall galt die Außen-
politik als eigentliche, vonder Auseinandersetzungder Parteien
klar unterschiedene Politik, die den Parteien nicht ausgesetzt
werden durfte, ihrerseits aber als Beschwichtigungs- und Füh-
rungsmittel gegenüber den Parteien, die sozial-moralische Mi-
lieus repräsentiertenundihrerseits zur Ideologisierung der Poli-
tikneigten,dienenkonnte.

Folge der Reichsgründung war auch eine Neuprägung des
deutschen Nationalismus. Waren bis dahin Nationalbewegung
und demokratische Ideen engverbundengewesen,so wurde der
Nationalismus umgepolt, kleindeutsch verengt und aufgrund
der krisenhaften Wirtschaftsentwicklung innenpolitisch in-
strumentalisiert, u.a. indem er gegen die Sozialdemokratie ge-
wendet wurde, die alsParteider „Reichsfeinde" und vaterlands-
losen Gesellen ausgegrenzt wurde. Dazu paßt, daß der poli-
tisch-gesellschaftliche Status quo des Kaiserreichs als spezifisch
deutschideologisch überhöht wurde.20

15 Ludwig August von Rochau:
Grundsätze der Realpolitikangewandt
auf die staatlichen Zustände Deutsch-
lands. Stuttgart 1853. Neudruck hrsg.
u. eingel. v. Hans-Ulrich Wehler.
Frankfurt,Berlin, Wien 1972.
16 Karl-Georg Faber: Realpolitik als
Ideologie. Die Bedeutung des Jahres
1866 für das politische Denken in
Deutschland. In: Historische Zeit-
schrift 203, 1986, S.l-45, hier5.17.
17 Siehe Faber: Realpolitik als Ideolo-
gie,5.22.'!Ebd., 5.22.
19 Zur Lehre vom Primat der Außen-
politik siehe Ernst-Otto Czempiel: Der
Primat der auswärtigen Politik. Kriti-
sche Würdigung einer Staatsmaxime.
In: Politische Vierteljahresschrift 4,
1963, 5.266-287; Bernd Faulenbach:
Ideologie des deutschen Weges. Mün-
chen 1980,S.lBlff.
20 Siehe Christian Graf von Krockow:
Nationalismus als deutsches Problem.
München 1970; Hans Rosenberg: Gro-
ße Depression und Bismarckzeit. Ber-
lin 1967; BerndFaulenbach:Die These
vom deutschen Sonderwegund die hi-
storische Legitimation politischer
Ordnung in Deutschland. In: Karl-
Ernst Jeismann: Geschichte als Legi-
timation? Braunschweig 1984, 5.99-
-117,hierS.lOlff.
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Schließlich wurde die deutsche politische Kultur durch die
Reichsgründungskriege auchinsofern geprägt,als das Ansehen
von Armee und Offizierskorps, das in der preußischen Tradi-
tion verankert war, durch Siege der preußischen Armee bei
Düppel, Königgrätz und Sedan erneut bekräftigt wurde. Die
Armee behielt nicht nur ihre gleichsam extrakonstitutionelle
Stellung, vielmehr orientiertesich die Gesellschaft verstärkt an
militärischen Leitbildern. Die besondere Rolle des preußischen
Reserveoffiziers inder Gesellschaft läßt die Prägekraft militäri-
scher Leitbilder erkennen.21 Eine zivile bürgerliche Gesellschaft
hat sich umfassend erst nach dem Zweiten Weltkrieg — und
dannauch nur inWestdeutschland — durchgesetzt.

* * *

Die Ereignisse 1864, 1866 und 1870 haben als Katalysator für
die Herausbildungbzw. Bestätigung spezifischer politisch-ge-
sellschaftlicher Strukturengewirkt. Politik wurde inbeträchtli-
chen Teilen der meinungsführenden Schichten als Handeln ei-
nes großen Staatsmannes, gegebenenfalls auch mit militäri-
schen Mitteln „von oben", gesehen. Resultat der Entwicklung
war eineStärkung der Stellung der traditionellenEliten undei-
ne weitere Schwächung des durchden Ausgang der Revolution
1848 beeinträchtigten politischen Selbstbewußtseins des Bür-
gertums und der bürgerlichen Demokratiemit der Konsequenz,
daß der demokratische Gedanke zunehmend seine wichtigste
Stütze in der durchdieständisch-überhöhte Klassengesellschaft
an denRand gedrängten,politisch bekämpftenundausgegrenz-
ten sozialdemokratischen Arbeiterbewegung erhielt. Die poli-
tisch-gesellschaftlichen Strukturen und Spannungen, die u.a.
im Nebeneinander der verschiedenen sozialmoralischenMilieus
bei Vorherrschaft der alten Eliten und eines leistungsfähigen
Staatsapparates ihren Ausdruck fanden, erschwerten die Aus-
bildung einer demokratischenpolitischen Kultur undließen In-
tegrationsideologien attraktiv erscheinen. Weniger in sozialen
Strukturen als inder politischen Kultur sind Spezifika der deut-
schenEntwicklung,dieinder Zeit von 1864bis 1871zu sehen.

Gewiß ist es problematisch, pauschal von einem „deutschen
Sonderweg" im 19. und 20. Jahrhundert zu sprechen. Letztlich
sind alle nationalgeschichtlichen Entwicklungen unterschied-
lich undinsofern alle Wege Sonderwege. Und doch erscheint es
nach wie vor angesichts der Katastrophen des 20. Jahrhunderts
sinnvoll,nach deren Ursachen, nicht zuletzt in der deutschen
Geschichte,zu fragen. Die europäischeZukunft verlangt ein ge-
schichtliches Bewußtsein, in dem die Probleme der Vergangen-
heit imHegeischenSinne „aufgehoben"sind.

21 Eckart Kehr: Zur Genesis des Kö-
niglich-Preußischen Reserveoffiziers.
In:Die Gesellschaft 5, 1928,11., 5.492-
-502.
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